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Steuereinnahmen brechen ein – Bundesregierung
erhält Quittung ihrer Politik
Die Steuereinnahmen des Bundes
haben sich zuletzt rückläufig entwi‐
ckelt. Laut Monatsbericht des Bun‐
desfinanzministeriums lagen sie im
März um 5,6 Prozent unter demWert
des Vorjahresmonats. Auch im ge‐
samten ersten Quartal waren die
Steuereinnahmen weit geringer als
von der Steuerschätzung prognosti‐
ziert.

Es war nur eine Frage der Zeit, bis die
Deindustrialisierungspolitik der Ampel‐
koalition auch bei den Steuereinnah‐
men ankommt. Bislang war der Fiskus
vom Niedergang der deutschen Wirt‐
schaft weitgehend verschont geblie‐
ben, doch durch den Rückgang der
Teuerung wird der Staat nun auch
selbstmit den Folgen seiner Politik kon‐
frontiert. Dies ist durchaus gesund,
denn sonst würden Grüne und Linke
vielleicht nie merken, dass sie das Land
zugrunde richten und dass sie über ihre
Verhältnisse leben. Die Unternehmer,
Mittelständler und Arbeiter leiden seit
Jahren unter der wirtschaftsfeindlichen
Klima- und Migrationspolitik und unter
den hohen Steuern und Energieprei‐
sen. Politik operiert nicht im luftleeren
Raum; irgendwann folgt immer die
Quittung.

Die Regierung muss sparen. Das ist kei‐
ne neue Erkenntnis. Doch sparen allein

wird gar nicht reichen. Es bedarf zusätz‐
lich eines Kurswechsels in der Wirt‐
schafts-, Energie- und Sanktionspolitik,
wenn man für dieses Land wieder
günstige Rahmenbedingungen
schaffen möchte. Dazu zählen explizit
nicht weitere planwirtschaftliche Sub‐
ventionstöpfe oder Rüstungsprojekte
für einen Krieg in der Ukraine, der nicht
nur nicht unser Krieg, sondern nicht
einmal der unserer Bündnispartner ist.
Ob die Ampelkoalition zu Ausgaben‐
kürzung fähig ist, darf bezweifelt wer‐
den. Man muss befürchten, dass die
Ampel, anstatt ihre Fehler zu korrigie‐
ren, versuchen wird, die Schulden‐
bremse weiter auszuhebeln. Diese De‐
batte wird angesichts der Steuerent‐
wicklung in den nächsten Monaten ab‐
sehbar leider an Fahrt aufnehmen.
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Unterstützung der Landwirte durch das
Bundesministerium ist reinste Enttäuschung

Im Mai haben die EU-Mitgliedsstaaten
den Vorschlag der EU-Kommission zur
Lockerung der Umweltauflagen der Ge‐
meinsamen Agrarpolitik endgültig ver‐
abschiedet, um die Landwirtschaft da‐
durch zu entlasten. Die Bundesregie‐
rung hatte sich enthalten und es ist
noch offen, welche Vereinfachungen
national umgesetzt werden sollen.
Die Entscheidung des EU-Rats zur Ver‐
einfachung der Gemeinsamen Agrar‐
politik ist ein längst überfälliger Schritt,
um die heimischen Bauernfamilien von
den zahlreichen Brüsseler Überregulie‐
rungen zu befreien. Die Enthaltung der
Bundesregierung in dieser wichtigen
Frage ist eine Enttäuschung, sendet die
falschen Signale und scheint rein ideo‐
logisch begründet zu sein.

Eine weitere, nicht überraschende, Ent‐
täuschung ist das seit dem 1. März lau‐
fende Bundesprogramm zur Förderung
des Umbaus der Tierhaltung.
Mit diesem Programm will die Bundes‐
regierung Landwirte unterstützen, die
sich auf denWeg zu einer tier- und um‐
weltgerechten Haltung machen. Die
Förderung kann erhalten, wer be‐
stimmte Voraussetzungen erfüllt.
Seit Beginn des Förderprogramms sind
erst 75 Anträge eingegangen. Das ent‐
spricht einem Anteil von nur etwa 0,5
Prozent aller Schweinebetriebe in
Deutschland.

Schon lange vor dem Start des Pro‐
gramms haben wir das Bundesministe‐
rium davor gewarnt, dass die Zugangs‐
voraussetzungen viel zu hoch und für
die meisten Schweinehalter daher un‐
erreichbar sind. Profitieren können hier
lediglich ein paar wenige Betriebe.

Entweder haben wir es hier also mit ei‐
nem eklatanten Fall von grüner Schau‐
fenster- oder aber mit Klientelpolitik zu
tun. Für die vielen existenzbedrohten
deutschen Schweinehalter jedenfalls
ist dieses Bundesprogramm ein Schlag
ins Gesicht.
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Heizgesetz: Der Bürger als Habecks
Versuchskaninchen – was für eine Respektlosigkeit!
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War das Heizverbotsgesetz, also die
Verschärfung des Gebäudeenergiege‐
setzes (GEG) ein „Versuchsballon“ des
grünen Radikalen Robert Habeck? Der
Wirtschaftsminister hat jedenfalls wäh‐
rend eines Bürgerdialogs bei den Feier‐
lichkeiten zum 75. Geburtstag des
Grundgesetzes eingeräumt, dass er bei
diesem Gesetz „zu weit gegangen“ sei.
Die Debatte und die plötzliche staatli‐
che Hoheit der Regierung über die
deutschen Heizungskeller sei „ehrli‐
cherweise“ ein Test gewesen, wie weit
die Gesellschaft bereit ist, die grüne Kli‐
maschutzpolitik mitzutragen.

Widerstand gegen seine Pläne gab es
sofort, so der Minister weiter. Proteste
erregten vor allem die immensen Kos‐
ten für Mieter und Vermieter durch den
gesetzlich erzwungenen Heizungs‐
tausch. Diese dürften sich bis 2045 auf
bis zu 4000 Milliarden Euro belaufen,
also 4 Billionen Euro oder fast 50.000
Euro pro Bürger vom Säugling bis zum
Greis. Die AfD stellte sich auch im Bun‐
destag an die Spitze der Protestwelle.

Nun gibt Habeck also zu, dass er die
Bürger mit seinem Heizverbotsgesetz
zu Versuchskaninchen gemacht hat. Ei‐
nerlei, ob das von Anfang an sein Vor‐
satz war oder er es erst jetzt so hinstellt:
das ist eine unglaubliche Respektlosig‐
keit gegenüber den Bürgern und Wäh‐
lern!

Diese Vorgehensweise ist offensichtlich
typisch für Politiker, die gezielt gegen
das Volk regieren. So wird auch der frü‐
here EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker zitiert, der den über‐
griffigen Brüsseler Superstaat immer
weiter vorangetrieben hat: „Wir be‐
schließen etwas, stellen das dann in
den Raum und warten einige Zeit ab,
was passiert.Wenn es dann kein großes
Geschrei gibt und keine Aufstände, weil
die meisten gar nicht begreifen, was da
beschlossen wurde, dann machen wir
weiter – Schritt für Schritt, bis es kein
Zurück mehr gibt.“ (Der Spiegel, 27. De‐
zember 1999).

Umso bedeutsamer ist, dass es mit der
AfD eine Opposition gibt, die die tat‐
sächlichen Bedürfnisse und Sorgen der
Menschen ernstnimmt und Politik für
die Bürger einfordert – auch in der täg‐
lichen Arbeit im Bundestag. Die Heiz‐
verbote sind übrigens noch lange nicht
vomTisch, sondern nur verschoben auf
eine Zeit, zu der Städte undGemeinden
„Wärmepläne“ erstellt haben. Auch in
dieser Sache bleibt die AfD-Bundes‐
tagsfraktion wachsam!
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Zivilisation oder Barbarei

Eine der zahllosen perfiden Lügen, wel‐
che die grün-roten Kommunisten im‐
mer und immer wieder über die AfD
verbreiten ist, dass sich in der AfD der
deutsche Antisemitismus manifestie‐
ren würde. Das ist zwar gelogen, impli‐
ziert aber zumindest, dass auch ein
nicht-deutschen Antisemitismus exis‐
tiert. Die breite Unterstützung für die
Mörder und Terroristen des 7. Oktober
hat diesen bislang geleugneten Fakt
mehr als deutlich offengelegt. Die Bin‐
senweisheit, dass Islamisten auch in Eu‐
ropa Islamisten bleiben,muss hier nicht
vertieft werden. Viel wichtiger ist die Er‐
kenntnis, dass die sogenannte postko‐
loniale Konterrevolution die selbster‐
nannte Kulturelite desWestens und un‐
serer Nation infiziert hat. Beobachtet
man die Gruppierungen, die auf der
Straße zusammen mit der aggressiven
antijüdischen Klientel aus dem Nahen
Ostenmarschieren finden sich darunter
die Wurmfortsätze unserer Kultureliten
(Nur echt mit dem NoAfD Aufnäher).
Diese Menschen hassen nicht nur
Deutschland, Sie hassen unsere gesam‐
te Zivilisation. Und scheuen sich nicht,
dies laut vernehmlich auf unseren Stra‐
ßen zu skandieren. Wo die Präsidentin
der Harvard Universität mit Ihrem „Es
kommt auf den Kontext an“ noch ver‐
sucht, Ihren Judenhass zu verbergen ist
Deutschland mit der Präsidentin der
Technischen Universität Berlin, Geraldi‐

ne Rauch, schon einen Schritt weiter.
Munter bekundet Sie im Internet Ihre
Zustimmung zu Antisemitismus und Is‐
lamismus. Geraldine Rauch steht stell‐
vertretend für die Kulturschaffenden
dieses Landes die sich vor lauter Selbst‐
hass und Verachtung für ihr Vaterland,
mithin ihr Arbeitgeber, gemeinmachen
mit dem Lumpenproletariat des Ori‐
ents. Diese Kulturschaffenden, die ihren
Marsch durch die Institutionen nun fi‐
nal vollendet haben, stehen Seite an
Seite mit den Schlächtern des Mullah
Regimes in Teheran, den Mördern der
Hamas und einer Kultur, die Ihre eigene
Existenz umgehend beenden würde,
hätte Sie die Möglichkeit dazu. Auch
das Lieblingskind des deutschen Feuil‐
letons, die Antisemitin Greta Thunberg
wird weiter gehätschelt, „Klimagerech‐
tigkeit für Palästina“ ist nicht mehr als
eine Chiffre für den Hass der linken auf
alles Erfolgreiche, gute und schöne auf
dieser Welt. Währenddessen wird, ana‐
log zur AfD, Premier Netanyahu und
seine Regierung als rechtsradikal bzw.
ultranationalistisch tituliert. Antisemi‐
tismus in Deutschland ist also entwe‐
der importiert, oder kommt von links.
Im Kampf für die Barbarei und gegen
unsere Zivilisation steht Deutschlands
linke und ihre Importierten Zöglinge
fest zusammen. Das Pali Tuch ist eben
auch nur eine modische Interpretation
des Hakenkreuzes.

https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
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Wer als Deutschermit doppelter Staats‐
bürgerschaft in ausländischen parami‐
litärischen Gruppen kämpft, hat recht‐
lichmit erheblichen Folgen zu rechnen.
Das geht nach § 28 Staatsangehörigen
Gesetz (StAG) bis hin zum Entzug der
deutschen Staatsbürgerschaft! In
Deutschland sind sogar das Anwerben
und der Versuch der Anwerbung zum
Wehrdienst in einer fremden, militäri‐
schen oder militärähnlichen Einrich‐
tung strafbar.

Als Obmann der AfD-Fraktion im Aus‐
schuss für Abrüstung und Rüstungs‐
kontrolle habe ichmich inVorbereitung
einer geheimen Sitzung, an der u.a.
auch Vertreter des Bundesnachrichten‐
dienstes, des Bundesamtes für Verfas‐
sungsschutz und des Generalbundes‐
anwalts teilgenommen haben, mit Fra‐
gen rund um die Ausreise Deutscher in
ausländische Kriegsgebiete und die in‐
nere Sicherheit nach Rückkehr vom
Kampfeinsatz befasst.

Während bei einer rechtmäßigen und
offiziellen Eingliederung in die Streit‐
kräfte des jeweiligen Landes keine
Strafverfolgung des Einzelnen vorgese‐
hen ist, es sei denn es sind Kriegsver‐
brechen nachweisbar, kann der für Pa‐
ramilitärs Kämpfende wegen der Vor‐
bereitung einer schweren staatsgefähr‐
denden Straftat und der Zugehörigkeit
einer terroristischen Vereinigung straf‐

rechtlich belangt werden. Außerdem
ergeben sich bei der Rückkehr kampf‐
erprobter und teilweise ideologisch
aufgeladener Kämpfer aus Krisengebie‐
ten ins zivile Leben in Deutschland gra‐
vierende Sicherheitsrisiken durch ent‐
hemmte Gewalterfahrung und der
Möglichkeit von Kriegstraumata mit
unabsehbaren Folgen.

Wie aus öffentlich zugänglichen Quel‐
len zu entnehmen ist, sind mehrere
Hundert Ermittlungsverfahren im Zu‐
sammenhang mit der Teilnahme Deut‐
scher an kriegerischen Auseinanderset‐
zungen des Islamischen Staats in Syri‐
en, der Taliban in Afghanistan undwohl
auch der PKK im türkisch-syrischen
Grenzgebiet eingeleitet worden.

Als Bundestagsabgeordneter, dem die
Sicherheit der Bürger in unserem Land
am Herzen liegt, stelle ich die Bundes‐
regierung in einer kleinen Anfrage zur
Rede undmöchte wissen, wie viele Ver‐
fahren hier bisher eingeleitet wurden
und wie viele Urteile es bereits gab.

Besonders wichtig ist dabei für mich
auch, wie oft von der Möglichkeit des
§28 StAG Gebrauch gemacht wurde
und den freiwillig an kriegerischen Aus‐
einandersetzungen beteiligten Dop‐
pelstaatlern die deutsche Staatsbürger‐
schaft entzogen wurde und wie die
strafbare Anwerbung in Deutschland
verfolgt wird.

https://www.geroldotten.de
https://www.mdb-otten.de
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Strafverfolgung je nach Niveau der öffentlichen
Empörung
Die öffentliche Hexenjagd auf junge
Menschen, die auf Sylt einen Fehler ge‐
macht haben mögen, erreicht schein‐
heiliges und geradezu bösartiges Ni‐
veau. Jenseits unserer Rechtsordnung
werden Arbeitsverhältnisse und Studi‐
enplätze versucht zu kündigen und Sip‐
penhaft für Verwandte wird ausgeru‐
fen. Die Bundestagspräsidentin Bärbel
Bas fordert „die Höchststrafe“ bar jeder
verfassungsgemäßen Verhältnismäßig‐
keit (also 3-5 Jahre ohne Bewährung).
Gleichzeitig werden Kalifatsdemos nur
zögerlich kritisiert. Linke Antisemiten‐
mobs an Hochschulen werden mit
Samthandschuhen angefasst.

Der öffentliche Diskurs in Deutschland
ist natürlich geprägt von „immer feste
drauf“, sobald man das Etikett „rechts“
daran anbringen kann sowie von
Schönreden und Beschwichtigen,
wenn es um linke oder islamistische
Ausfälle geht. In diesen Fällen hört man
nichts von (Vor)Ermittlungen der Straf‐
verfolgungsbehörden. Beweisbare De‐
likte müssen verfolgt werden. Jedoch
rechtfertigt dies nur bei Trägern öffent‐
licher Ämter eine Begleitung durch die
Presse. Dass betrunkene (fast)Jugendli‐
che auf Sylt mit Steckbrief durch die
Zeitungen gehen, ist ein neuer Tief‐
punkt in Deutschland. Sicherlich hätten
sich übrigens bei den Kalifats- und Ha‐
masdemos der letzten Zeit auch ein
paar Vertreter der Spezies „Malte-Tor‐

ben“ oder „Mia-Johanna“ aus gutem El‐
ternhaus gefunden, die dann strafbares
oder unschönes gerufen hätten.

Festzuhalten ist, dass man seinem Ar‐
beitgeber kein makelloses Verhalten in
der Freizeit schuldet. Noch weniger der
Uni, bei welcher man eingeschrieben
ist. Etwas anderes ist jedoch gegeben,
wenn z.B. die Präsidentin der TU Berlin
übelste antisemitische Posts mit einem
Like markiert und dann so tut, als wäre
das ihr Privatvergnügen. Geraldine
Rauch ist zudem bekannt für eine ex‐
trem linke Amtsführung inklusive Ein‐
führung eines Spitzelwesens. Die AfD-
Fraktion im Bundestag unterstützt zwar
kein Sonderstrafrecht für Amts- oder
Mandatsträger, aber bei so etwas muss
dann wirklich einmal der öffentliche
Diskurs den Finger in die Wunde legen.
Passiert leider wieder nur auf Sparflam‐
me. Kommt ja nicht„von rechts“.

https://www.facebook.com/TobiasPeterka
https://twitter.com/TobiasMPeterka
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Den Landwirten eine Stimme geben

Gemeinsam mit unserer Parteivorsit‐
zenden Alice Weidel und meinem Kol‐
legen aus dem Ausschuss für Ernäh‐
rung und Landwirtschaft Frank Rinck
kamen wir jüngst mit Landwirten der
Bodensee-Region zu einem fachlichen
Austausch in Ittendorf zusammen. Es
war ein langer Abendmit lebhaften Ge‐
sprächen, vielen Fragen und geschil‐
derten Problemen betroffener Bauern.
Neben dem Agrardiesel ging es auch
um den Mindestlohn für ausländische
Saisonarbeitskräfte, ausufernde Büro‐
kratie, Wettbewerbsverzerrungen und
unsinnige Umweltstandards. In Itten‐
dorf lag der Schwerpunkt beimObstan‐
bau – hier sind etwa 1.200 Betriebe be‐
troffen. Doch auch um die Viehzucht ist
es in Deutschland nicht gut bestellt: So
haben beispielsweise 14% unserer hei‐
mischen Schweinebetriebe in den ver‐
gangenen zwei Jahren dichtgemacht –
mit der Folge, dass wir jetzt Schweine‐
fleisch aus Spanien importieren müs‐
sen. Tausende Milchviehbetriebe ha‐
ben ebenfalls inzwischen aufgegeben.
In Ittendorf zeigte sich, dass die Proble‐
matik viel komplexer und vielschichti‐
ger ist, als dass man sie in so kurzer Zeit
erörtern kann. Und natürlich ist das
Thema auch viel zu wichtig, um es bei
ein paar kurzen Abendveranstaltungen
zu belassen. Wir erhielten neben inter‐
essierten Fragen sehr viele positive Rü‐
ckmeldungen und Einladungen in
landwirtschaftliche Produktionsbetrie‐

be, die es noch abzuarbeiten gilt. Unse‐
re Bauern wollen und müssen gehört
werden. Und es braucht außerdem Ex‐
perten mit echten Lösungsansätzen.
Die AfD wird beides zusammenbrin‐
gen: Zurück in Berlin werteten wir die
Veranstaltung im Arbeitskreis aus und
trafen gemeinsam die Entscheidung,
ein großes Landwirtschaftssymposium
im Bundestag zu veranstalten. Ja, wir
holen die Landwirtschaft nach Berlin in
den Bundestag, wo zukunftsweisende
Entscheidungen getroffen werden, die
uns alle angehen! Es ist an der Zeit, die
Bedeutung der heimischen Landwirt‐
schaft für die Versorgungssicherheit
Deutschlands endlich ernst zu nehmen.
Hier erfordert es nämlich nicht nur Lip‐
penbekenntnisse, sondern Taten. Das
sieht unsere Vorsitzende Alice Weidel
genauso, darum werden wir mit ihr zu‐
sammen den Bauern eine Stimme ge‐
ben; aber auch Experten aus den Berei‐
chen Ernährung und Landwirtschaft zu
Wort kommen lassen. Das Symposium
wird unseren Gästen einen aktiven Aus‐
tausch, spannende Referate, Exkurse
und Podiumsdiskussionen zu vielfälti‐
gen Themen bieten. Die Vorbereitun‐
gen laufen bereits auf Hochtouren und
wir freuen uns auf ein abwechslungs‐
reiches Programm und fachlich fun‐
dierteVorträge. Seien Sie also gespannt
und freuen Sie sich mit uns auf den 8.
und 9. November 2024 in Berlin!

http://www.facebook.com/peterfelserafd
http://www.facebook.com/peterfelserafd
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Wird unser Sozialstaat zum Kalifat?

Unser Sozialsystem gerät gerade in
eine gefährliche Schieflage. Islamisten
fordern offen ein Kalifat in Deutsch‐
land, während die Ampelregierung die
Einwanderung aus muslimischen Län‐
dern weiter forciert und auf Arabisch
mit schneller Einbürgerung bei Beibe‐
halt der arabischen Staatsangehörig‐
keit wirbt. Von den 200.000 Einbürge‐
rungen im letzten Jahr kamen über
55% aus muslimischen Ländern. Dies
kann über kurz oder lang bedrohliche
Ausmaße für Demokratie und Sozial‐
staat annehmen.

Die neuesten Zahlen zur Integration
von Asylbewerbern und Migranten be‐
legen das: Auf 100 Beschäftigte aus den
acht Hauptherkunftsländern der Asyl‐
bewerber kommen 173 Bürgergeld‐
empfänger. Besonders dramatisch ist
die Lage bei syrischen Migranten: Hier
stehen 100 Beschäftigten 248 Transfer‐
leistungsempfänger gegenüber. In drei
Bundesländern haben bereits über 70
Prozent der Bürgergeld-Bezieher einen
Migrationshintergrund.

DIW-Präsident Marcel Fratzscher hatte
zwar prophezeit, dass Flüchtlinge die
Renten der Babyboomer bezahlen wür‐
den. Dies ist jedoch von der Realität seit
längerem widerlegt: so betrug die
Durchschnittsrente für Ausländer von
außerhalb der EU- Länder in 2021 gera‐

de einmal 514 €, und war damit etwa
halb so hoch wie die Rente von Deut‐
schen. Diese niedrigen Renten werden
aus der Sozialhilfe auf Grundsiche‐
rungsniveau aufgefüllt.

Der Grund für die schlechten Renten
von Zuwanderern, die auch andere Tei‐
le unseres Sozialsystems bedrohen, ist
ihre niedrige durchschnittliche Qualifi‐
kation. Dies trifft in besonderem Aus‐
maß auf Einwanderer aus muslimi‐
schen Ländern zu.

Wir möchten Sie über diese Entwick‐
lungen informieren und mögliche Aus‐
wege diskutieren, und laden Sie herz‐
lich ein zu unserer Veranstaltung "Wird
unser Sozialstaat zum Kalifat?". Sie fin‐
det am 11.06.2024 um 18:00 Uhr im
Deutschen Bundestag statt. Die Abge‐
ordneten Dr. Götz Frömming und Mar‐
tin Hess sowie die Gastredner Feroz
Khan und Irfan Peci diskutieren mit mir
gemeinsam über Einwanderungspoli‐
tik, Islamismus und den Sozialstaat. An‐
meldung bis zum 06.06.2024 unter: htt‐
ps://afdbundestag.de/veranstaltung/.
Zusätzlich wird die Veranstaltung im
Livestreamder AfD-Bundestagsfraktion
übertragen und steht anschließend als
Aufzeichnung zur Verfügung.
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Die für Mensch und Wirtschaft
schmerzhaften Folgen der zerstöreri‐
schen Corona-Politik der Merkel-Regie‐
rung und das fortgesetzte Politikversa‐
gen der Ampelregierung haben immer
mehr Bürger aufgeweckt. Die Umfrage‐
werte der AfD kletterten über Monate
hinweg in bislang einmalige Höhen –
deutschlandweit schon deutlich über
20 und im Osten weit über 30 Prozent.

Waffengattung„Verfassungsschutz“

Natürlich arbeiteten die Strategen des
Machterhalts im Verborgenen an neu‐
en Angriffsplänen gegen die einzige
wirkliche Oppositionspartei. Das
Schwert des als „Regierungsschutz“
missbrauchten „Verfassungsschutz“
war stumpf geworden. Trotz des Stem‐
pels „gesichert rechtsextrem“ wurde
die AfD von Neumitgliedern überrannt.

Waffengattung„Faktenchecker“

Correctiv wirkt laut dem amerikani‐
schen PR-Fachmann Dr. Shellenberger
als Tarnorganisation mit dem Zweck,
unliebsame Parteien auszubremsen
und dadurch Wahlen zu beeinflussen.
Die gerichtsfest bestätigte „Deportati‐
ons-Lüge“ brachte mithilfe von 1.300
am Erhalt des Status Quo interessierten
Organisationen kurzzeitig Millionen
leichtgläubiger Menschen gegen die
AfD auf die Straße.

Waffengattung „Kirchen als Kano‐
nen“

Christen, die bemerkt hatten, dass nach
dem Verblassen des „C“ der Unionspar‐
teien nur noch die AfD für christlich
Werte wie Familie und Lebensschutz
eintritt, sollten von Autoritäten wie der
deutschen Bischofskonferenz oder
durch Kündigungsdrohungen der Dia‐
konie als Deutschlands größtem Ar‐
beitgeber eingeschüchtert werden.

Waffengattung „Geheimdienstlü‐
gen“

In zwei „Aktuellen Stunden“ im Deut‐
schen Bundestag überschlugen sich im
April die um ihre Pfründe sorgenden
Altparteien in Hass und Häme gegen
die AfD: Unsere EU-Spitzenkandidaten
waren unter Beschuss durch Munition
aus „Geheimdienstquellen“ geraten.
Dass diese „Quellen“ oft ein Synonym
für „interessengesteuerte Lügen“ sind,
könnte man seit den „Massenvernich‐
tungswaffen im Irak“ wissen. Nein, un‐
ser Petr Bystron wurde laut dem tsche‐
chischen Geheimdienstsprecher nicht
einmal ERWÄHNT und Dr. Krahs Mitar‐
beiter wurde vom „VERFASSUNGS‐
SCHUTZ“ selbst platziert, um die Bom‐
be planvoll kurz vor der Wahl zu zün‐
den. Welche Waffengattung wird als
nächstes gegen die AfD in Stellung ge‐
bracht, damit unser Deutschland ja kei‐
ne Regierung bekommt, die ENDLICH
für Souveränität, Frieden, Freiheit und
Wohlstand einsteht?
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